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Debatte: Lehren aus dem AfD-Wahlerfolg und Konse-
quenzen für solidarische Politik 
von Kai Burmeister

Die Flüchtlingsfrage hat die Landtags-
wahl im Südwesten bestimmt. Auch wenn 
der populäre Ministerpräsident Kretschmann 
erheblich zulegen konnte, ist die AfD mit 
15 Prozent in den Landtag eingezogen. Den 
Rechtspopulisten ist es gelungen, mit Stim-
mungsmache gegen Flüchtlinge und gegen 
die „Politik da oben“ zur drittstärksten Partei 
zu werden.

Eine Antwort darauf muss differenziert 
ausfallen. Ein Teil der AfD-Wähler besteht aus 
nichts anderem als Biedermännern, Brand-
stiftern und Rassisten.� Für Rassismus und 
Hetze darf es keine Toleranz geben, nicht ei-
nen Millimeter. Aber gleichzeitig dürfen die 
Sozialdemokratie und die politische Linke die 
AfD-Wähler nicht in Gänze verloren geben. So 
würde es zu kurz greifen, Rassismus als ein-
zigen Grund für die Wahl der AfD anzuneh-
men oder gar mit überheblicher Attitüde auf 
die fehlende Bildung dieser Wählergruppe 
hinzuweisen. Vielmehr hat vor allem die SPD 
ihre soziale Integrationskraft nicht mehr aus-
reichend wahrgenommen und so auch dazu 
beigetragen, dass sich Wähler von „denen da 
oben“ verprellt fühlen. Der Stimmenanteil 

�	 Siehe Max Reinhardt, Autoritäre Milieus, autoritäre gesellschaftspolitische La-
ger und Parteipräferenzen im Wandel? Biedermann und die Brandstifter sowie die 
Einleitung im gleichen spw Schwerpunkt Aufstieg der neuen Rechten? (Heft 208)

von ca. einem Drittel der Arbeiter und der 
Arbeitslosen für die AfD deutet auf eine tief-
sitzende Verunsicherung und verbreitete Sor-
gen hin, die sich unterhalb der allgemeinen 
Lageeinschätzungen eines „wirtschaftlich 
starken Deutschlands“ und „uns geht’s doch 
allen gut“ abspielen.

Flüchtlingspolitik aus verschiedenen Blick-
winkeln

Im linken Bürgertum hat die Bundeskanz-
lerin für ihre Rolle in der Flüchtlingspolitik 
ohne Zweifel an Ansehen gewonnen. Eine an-
dere Sichtweise dazu gibt es in anderen Mili-
eus. Dazu ein Beispiel aus der Praxis: Im Som-
mer des letzten Jahres sprang Daimler-Chef 
Dieter Zetsche der Bundeskanzlerin in der 
Flüchtlingspolitik bei und erklärte in einem 
Interview: „Die meisten Flüchtlinge sind jung, 
gut ausgebildet und hoch motiviert. Genau 
solche Leute suchen wir.“ � 

Einige Tage später erklärte mir ein Beschäf-
tigter, der am prekären Rand der automobilen 
Wertschöpfungskette tätig ist, er unterstütze 
die Aussage zu Gunsten der Flüchtlinge. Aller-
dings sehe er eine gewisse Ungerechtigkeit, 
schließlich würde er anstelle einer Tätigkeit 
für ein Subunternehmen auch gerne direkt 
bei dem Autobauer arbeiten. Allerdings sei es 
nahezu ausgeschlossen, da reinzukommen. 
Das fände er ungerecht, obwohl er es jedem 
Flüchtling von Herzen gönne. Mit Rassismus 
hatte dieser Beschäftigte nichts am Hut, im 
Mittelpunkt steht die richtige Kritik an der 
Spaltung auf dem Arbeitsmarkt.

�	 http://www.manager-magazin.de/unternehmen/autoindustrie/daim-
ler-chef-zetsche-will-fluechtlinge-anwerben-a-1051688.html

û  Kai Burmeister ist Mitglied der 
spw-Redaktion und im Kreisvorstand 
der SPD Stuttgart
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es nicht mehr Konkurrenz und Ausnahmen 
vom Mindestlohn, sondern mehr sichere Ar-
beit und faire Einkommen für alle. 

„Einen Denkzettel für die da oben“

In weiten Bevölkerungsteilen ist sowohl 
eine große Verunsicherung als auch eine Kri-
tik an einem als von den Ansprüchen norma-
ler Menschen abgekoppelten Politiksystem 
zu beobachten. Zwar gibt es auch in der Tei-
len der Bevölkerung eine Verachtung für Po-
litik als solche, aber zuvorderst geht es um 
eine Krise der politischen Repräsentation und 
dabei eine Krise der SPD im Besonderen.

Eine Ursachenerklärung bietet DIW-Chef 
Marcel Fratzscher in seinem Buch „Vertei-
lungskampf“, in dem er Deutschland als Land 
der Ungleichheit klassifiziert. „In kaum einem 
anderen Land beeinflusst die soziale Her-
kunft das eigene Einkommen so stark wie in 
Deutschland. In kaum einem anderen Land 
bleibt Arm so oft Arm und Reich so oft Reich – 
über Generationen hinweg“.� „In kaum einem 
anderen Land haben Kinder aus einem sozial 
schwachen, bildungsfernen, ausländischem 
und von einem alleinerziehenden Elternteil 
geprägten Umfeld so schlechte Chancen, ihre 
Talente zu entwickeln, wie in Deutschland.“� 
Diese gläsernen Decken zwischen Oben und 
Unten existieren. Wer, wenn nicht die Sozial-
demokratie muss diese benennen und deren 
Überwindung zu einem politischen Projekt 
des progressiven Lagers machen.

Solidarpaket als richtiger Ansatz 

Ob die Sozialdemokratie aktuell als glaub-
würdiger Träger einer populären Kritik an den 
gesellschaftlichen Hürden und des Politikbe-
triebs taugt, sei an dieser Stelle dahingestellt. 
Tatsächlich geht der Vorschlag Sigmar Gabri-

de, der von Gewerkschaftern, Wissenschaftlern sowie von Mitgliedern der 
SPD, der Grünen und der Linken initiiert wurde.
�	  Marcel Fratzscher, Verteilungskampf, S.12
�	 Ebd., S.16

Soziale Gerechtigkeit als Motiv!

37 Prozent der AfD-Wähler haben angege-
ben, dass (fehlende) soziale Gerechtigkeit für 
ihre Wahlentscheidung ausschlaggebend ge-
wesen sei. Ein Blick in die Programmatik der 
AfD zeigt zwar, dass die Partei wirtschafts-
politisch neoliberale Positionen – beispiels-
weise die Einführung einer Flattax sowie die 
Abschaffung der Arbeitslosenversicherung 
– vertritt. Trotzdem scheinen viele Wähler 
der AfD ein Signal zu Gunsten von mehr so-
zialer Gerechtigkeit setzen zu wollen. Nun ist 
unstreitig, dass mit „sozialer Gerechtigkeit“ 
sehr unterschiedliche konkrete Vorstellungen 
verbunden sein können, und dass für manche 
„sozial gerecht“ auch ein Ausschluss ganzer 
Gruppen von solidarischen Leistungen sein 
kann.

Die historische Stärke der Volkspartei SPD 
ist es stets gewesen, auf die Interessen der 
Arbeitnehmer und Arbeitslosen eine sozi-
alintegrative Antwort zu finden, ohne diese 
gegen andere benachteiligte Gruppen aus-
zuspielen. Jenseits von Forderungen nach 
„Herdprämien“ oder einem „bedingungs-
losen Grundeinkommen“ als abzulehnende 
Elemente vermeintlicher sozialer Sicherheit 
muss es für die Sozialdemokratie jetzt um 
ein erneuertes Sozialstaatsangebot gehen, 
das für weite Teile von traditionellen bis hin 
zu modernisierten Arbeitnehmerhaushalten 
anschlussfähig ist.

Es stellt sich die Frage, ob die Sozialde-
mokratie die vorhandene gesellschaftliche 
Verunsicherung aufgreifen und mit einem 
Angebot zu Gunsten von mehr sozialer Ge-
rechtigkeit verbinden könnte. Die einfache 
Überlegung dazu lautet: Dauerhafte Solida-
rität mit Flüchtlingen gelingt dann, wenn 
sozialer Zusammenhalt gestärkt und gesell-
schaftliche Spaltungen eben nicht weiter for-
ciert werden.� Auf dem Arbeitsmarkt braucht 

�	 Siehe hierzu den aktuellen Aufruf auf www.europa-neu-begruenden.
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els für ein erneuertes Solidarpaket in die rich-
tige Richtung. Selbstredend geht es nicht um 
Sozialleistungen für Deutsche, sondern um 
ein solidarisches Angebot an die verunsicher-
ten Teile der Bevölkerung: Bessere Kitaplätze, 
mehr Bildungschancen, mehr sozialer Woh-
nungsbau und eine Umkehr des Rentenab-
baus in Richtung einer solidarischen Alterssi-
cherung sind richtige Bestandteile, mit denen 
die SPD 2017 in die Bundestagswahl ziehen 
kann.

Die schwarze Null überwinden

Natürlich wird mehr Sozialstaatlichkeit 
nicht zum Nulltarif zu haben sein. Volkswirt-
schaftlich ist eine verteilungspolitische Um-
kehr gefordert, schließlich erweist sich die 
Schieflage in der Vermögensverteilung als 
Wachstumshemmnis.� Als Konsequenz aus 
den aktuellen Wahlniederlagen muss eine 
wieder erfolgreiche Sozialdemokratie die ide-
ologisch überhöhte „Politik der schwarzen 
Null“ zu Gunsten einer expansiven Sozial-
staatspolitik aufgeben. 

Dies wird zu politischem Streit führen 
müssen. Genau an diesem Punkt wird dann 
die Trennungslinie mit bürgerlichen Ansät-
zen in ihren grünen und schwarzen Varianten 
verlaufen. Im Sinne einer Profilschärfung für 
mehr soziale Gerechtigkeit und Solidarität 
ist dies jedoch nötig. Dafür braucht es keinen 
plumpen Populismus, wohl aber mehr Klar-
heit im Auftritt und eine einfache Sprache. 
Aktuell bieten die Panama-Papers und die 
dahinter stehende Steuerflucht der Vermö-
genden die Chance, mit einer ernsthaften 
Aufarbeitung und der Zuspitzung des gesell-
schaftlichen Skandals wieder populär zu wer-
den.	 ó

�	 Gert G. Wagner und Karl Brenke, Ungleiche Verteilung der Einkommen 
bremst das Wirtschaftswachstum, In: Wirtschaftsdienst Heft 2/2013
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Mit der Hinnahme des von Berlin durchgesetzten 
Spardiktats wurde der gesamten europäischen 
Linken eine schwere Niederlage beigebracht. In 
der Konsequenz hält Andreas Wehr ein »demo­
kratisches und soziales Europa« unter den Be­
dingungen des Euro und der EU für eine Illusion.
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Jürgen Leibiger zeigt, was Wachstum ist und worin 
seine Triebkräfte bestehen. Er erläutert, warum es 
im Kapitalismus stets krisenhaft verläuft und wie 
es sich verteilt. Sodann behandelt er die Grenzen 
des Wachstums und das Verhältnis von Wachstum 
und menschlicher Emanzipation. 


